
Syrien, Irak, Ukraine – die 
Liste der blutigen Konflikte 
in der Welt ist lang gewor-

den: „Die Sicherheitslage ist fra-
gil“, sagt Henning Otte. Zum 
zweiten Mal hat der Celler CDU-
Bundestagsabgeordnete die na-
tionale Sicherheitstagung „Cel-
ler Trialog“ initiiert, zu der sich 
gestern und heute annähernd 
200 Teilnehmer aus Politik, 
Bundeswehr und Wirtschaft in 
der Fachwerkstadt versammelt 
haben.

Weil die ursprünglich ange-
kündigte Verteidigungsministe-
rin Ursula von der Leyen (CDU) 
terminlich verhindert war, ab-
solvierte die neu berufene Kat-
rin Suder gestern in Celle ihren 
ersten öffentlichen Auftritt als 
Staatssekretärin. Die frühere 
McKinsey-Unternehmensbera-
terin ist seit Anfang August 
Nachfolgerin von Stéphane Be-
emelmans. Der hatte beim letz-
ten „Trialog“ vor eineinhalb 
Jahren selbst noch in Celle ge-
redet, war nach dem „Euro-
Hawk“-Drohnen-Debakel und 
wegen undurchsichtiger Millio-
nengeschäfte mit der Rüstungs-
industrie aber im Februar in 
den einstweiligen Ruhestand 
versetzt worden.

Die unter anderem für die 
Ausrüstungsbeschaffung zu-
ständige Suder – noch keine 
100 Tage im Amt – nutzte die 
Gelegenheit, sich und ihr Ver-
ständnis von der neuen Aufgabe 
vorzustellen. Die sicherheits-
politische Lage habe in den letz-
ten Wochen und Monaten eine 
überraschende Dynamik entwi-
ckelt, verwies die 43-jährige 
promovierte Physikerin auf die 
Krisen in nächster Nachbar-
schaft. Die nicht-konventionelle 
„hybride Kriegsführung“, mit 
der Russland auf der Krim und 
danach in der Ostukraine seine 
Interessen durchsetzte, stelle 

das Nato-
Bündnis vor 
bislang unbe-
kannte Her-
ausforderun-
gen: „Wir 
brauchen neue 
Antworten auf 
diese Bedro-
hungslage.“

Deutschland 
sei gefordert 
zu handeln, 
betonte die 
Staatssekretä-
rin: „Wir sind 
keine Insel der 
Glückseligen! 
Die Präambel 
des Grundge-
setzes ver-
pflichtet uns, 
dem Frieden in 
der Welt zu 
dienen.“ 
Deutschland, 
weltweit aktu-
ell mit 17 Bun-
deswehr-Ein-
sätzen aktiv, 
müsse sich 
deutlicher 
positionieren 
und dabei 
auch Führungsaufgaben über-
nehmen: „Wir werden in Zu-
kunft mehr gefordert sein.“

Auch was die Attraktivität der 
Bundeswehr als Arbeitgeber 
angeht – Suder schlägt die Brü-
cke zum Ansatz ihrer Ministe-
rin. „Nur durch Attraktivität be-
kommen sie heute gutes Perso-
nal“, bläst Ulrike Hinrichs vom 
Bundesverband Deutscher Ka-
pitalbeteiligungsgesellschaften 
(BVK) bei der anschließenden 
Podiumsdiskussion ins selbe 
Horn. „Die Bundeswehr ist trotz 
aller Wandlungen ein sehr at-
traktiver Arbeitgeber.“ 

In ihrer neuen Position gehe 
es um weit mehr als „nur“ klas-

sische Managementaufgaben, 
betont Staatssekretärin Suder: 
„Im Vordergrund steht natür-
lich die Aufgabe, das Leben 
unserer Soldaten zu schützen.“ 
Das steigende weltweite militä-
rische Engagement sei zudem 
angesichts sinkender Verteidi-
gungsbudgets nur durch trans-
parentere Verfahren bei Beauf-
tragung und Käufen militäri-
scher Ausrüstungsgegenstände 
machbar – und das dürfte nach 
Ansicht der Staatssekretärin 
(und zum Missfallen der Fir-
menvertreter im „Trialog“-Pu-
blikum) auch Auswirkungen auf 
die deutsche Rüstungsindustrie 
haben: „Die Beschaffung wird 

national do-
miniert. Der 
Anteil von 80 
Prozent deut-
scher Produk-
te bei der Aus-
rüstung der 
Bundeswehr 
ist in meinen 
Augen deut-
lich zu viel.“ 

Die Ange-
botsseite sei 
stark frag-
mentiert, es 
gebe – anders 
als etwa in 
den USA – zu 
viele Anbieter 
für einen sin-
kenden Be-
darf. „Wir 
müssen eine 
größere Effi-
zienz errei-
chen bei Er-
halt des Wett-
bewerbs, um 
gute Ergeb-
nisse zu be-
kommen.“ 

Die Abstim-
mung zwi-
schen Auftrag-

geber und Anbieter hat bislang 
nicht immer hingehauen: 1,3 
Milliarden Euro seien allein 
2013 aus dem Haushalt des Ver-
teidigungsministeriums ans Fi-
nanzministerium zurückgeflos-
sen, weil die eingeplanten Mittel 
nicht verwendet wurden, ver-
weist der SPD-Bundestagsabge-
ordnete und Haushaltspolitiker 
Johannes Kahrs bei der 
Podiumsdiskussion auf Proble-
me bei Beschaffungsvorhaben.

Lief in der Vergangenheit so 
manches Großprojekt aus dem 
Ruder – Eurofighter, Airbus 
400M oder auch der in Faßberg 
stationierte Transporthub-
schrauber NH 90 –, so gibt die 

neue „rechte Hand“ der Vertei-
digungsministerin klare Vorga-
ben, auch an die Rüstungs-
industrie: „Es muss uns gelin-
gen, uns so aufzustellen, dass es 
keine zeitlichen Verzögerungen 
und keine Kostenexplosion 
gibt“, sagt Suder. Zudem müsse 
nicht jede Nation im Bündnis 
militärisch alles können. Der-
zeit wird im Verteidigungsmi-
nisterium eine umfassende Be-
standsaufnahme vorgenommen 
– Ergebnisse werden Anfang 
Oktober erwartet. 

Weiter sinkende Militäraus-
gaben dürften indes fürs Erste 
der Vergangenheit angehören. 
Mit dem Beschluss zur Verstär-
kung der Militärpräsenz im Os-
ten des Bündnisgebietes habe 
der Nato-Gipfel Anfang des Mo-
nats zu einer „maßgeblichen 
Lageänderung“ geführt, betonte 
André Wüstner als Vorsitzender 
des Bundeswehr-Verbandes vor 
den „Trialog“-Teilnehmern. 
„Das gibt‘s nicht für Null.“ Mit 
Zustimmung von Bundeskanz-
lerin Angela Merkel (CDU) hat 
sich die Nato das Ziel gesetzt, 
die Verteidigungsausgaben in 
den nächsten Jahren auf zwei 
Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts zu erhöhen – Deutschland 
liegt derzeit bei 1,3 Prozent.

Und auch Staatssekretärin 
Suder sieht angesichts von „Cy-
ber-War“ im Internet, militäri-
schen Robotersystemen und 
biologischen Waffen die Not-
wendigkeit von Innovationen 
weit über den klassischen 
wehrtechnischen Bereich hin-
aus. „Wir brauchen die Rüs-
tungsindustrie 4.0“, gibt sie den 
in Celle versammelten Wirt-
schaftsvertretern mit auf den 
Weg. Und bietet sich als Ge-
sprächspartnerin an: „Verste-
hen Sie mich als Brückenbaue-
rin.“ 

Klaus M. Frieling

Thema des Tages

Deutschland muss sich, so will es die Bundesregierung, 
verstärkt sicherheitspolitisch in der Welt engagieren. 
Doch diese Aufgabe kann die Bundeswehr nur erfüllen, 
wenn sie als attraktiver Arbeitgeber genug geschultes 
Personal für die anspruchsvolle und oft gefährliche 
Aufgabe hat. Mit den sich daraus ergebenen 
Herausforderungen befasst sich der „Celler Trialog“.

CAPE CANAVERAL. Die USA 
wollen ab 2017 wieder selbst 
Astronauten zur Internationa-
len Raumstation ISS fliegen. Da-
mit beenden sie die Abhängig-
keit von russischen Sojus-Kap-
seln, die in den vergangenen 
Jahren auch Amerikaner ins All 
brachten. Die US-Firmen Boe-
ing und SpaceX seien mit der 
Entwicklung von Transportern 
beauftragt worden, gab die US-
Raumfahrtbehörde Nasa be-
kannt.

Der Direktor für bemannte 
Raumfahrt und Missionsbetrieb 
bei der Europäischen Welt-
raumorganisation (Esa), Tho-
mas Reiter, begrüßte diesen 
Schritt. „Uns ist schon ein biss-
chen wohler, wenn ein zweites 
Transportmittel zur Verfügung 
steht“, sagte er gestern. Die Esa 
wolle aber weder die USA noch 

Russland bei der Nutzung von 
Raumfahrzeugen bevorzugen. 
„Wir sehen das absolut neut-
ral“, sagte der deutsche Ex-As-
tronaut. Mit einer Sojus war der 
Baden-Württemberger Alexan-
der Gerst im Mai zur ISS geflo-
gen.

Nasa-Chef Charles Bolden 
sparte bei der Pressekonferenz 
am Weltraumbahnhof Cape Ca-
naveral (US-Bundesstaat Flori-
da) nicht mit Superlativen: Es 
werde das „aufregendste und 
ehrgeizigste Kapitel in der Ge-
schichte der Nasa und der be-
mannten Raumfahrt“, sagte er 
mit Tränen in den Augen.

Ihr eigenes Shuttle-Pro-
gramm hatte die Nasa 2011 
unter anderem aus Kostengrün-
den beendet. Seitdem sind die 
USA rund viermal im Jahr auf 
die Mitnahme ihrer Astronau-

ten in den russischen Sojus-
Kapseln angewiesen, um zur 
ISS zu gelangen. Pro Astronaut 
zahlt die Nasa für das „Welt-
raum-Taxi“ umgerechnet mehr 
als 50 Millionen Euro – was bei 
der Behörde schon lange für 
Unmut sorgt. Die Sojus beför-
dert seit 1967 regelmäßig Men-
schen ins All.

Seitdem die Nasa angesichts 
der Ukraine-Politik des Kremls 
einen Teil ihrer Zusammen-
arbeit mit Russland demonstra-
tiv eingestellt hat, gilt das Ver-
hältnis als angespannt. Der 
stellvertretende russische Mi-
nisterpräsident Dmitri Rogosin 
hatte den USA im Zuge des Kon-
flikts geraten, ihre Astronauten 
mit einem Trampolin zur ISS zu 
schicken. „Die bedeutendste 
Nation der Welt sollte bei der 
Raumfahrt nicht auf irgendein 

anderes Land angewiesen sein“, 
gab nun Bolden zurück. Die rus-
sische Raumfahrtbehörde Ros-
kosmos lehnte gestern eine 
Stellungnahme ab.

Der Vertrag mit Boeing und 
SpaceX hat ein Volumen von 6,8 
Milliarden Dollar, davon 4,2 Mil-
liarden für den traditionsrei-
chen Flugzeug-Giganten Boeing 

und 2,6 Milliarden für die 2002 
gegründete Raumfahrt-Firma 
SpaceX. Beide Unternehmen 
sind zunächst für zwei bis sechs 
Flüge beauftragt worden. Das 
Angebot eines dritten Unter-
nehmens lehnte die Nasa ab.

Boeing und SpaceX arbeiten 
schon an ihren Raumfahrzeu-
gen. Warum gleich zwei Raum-
schiffe eingekauft wurden, woll-
te die Nasa nicht kommentie-
ren. Experten gehen davon aus, 
dass sich die Behörde mehr Op-
tionen zulegen will, falls noch 
etwas schief gehen sollte. Die 
Vergabe an private Firmen er-
laubt der Nasa, sich auf eine 
noch ehrgeizigere Mission zu 
konzentrieren: Mit ihrem Pres-
tigeprojekt, dem zu entwickeln-
den Raumschiff „Orion“, sollen 
eines Tages Menschen zum 
Mars gebracht werden. (dpa)

USA schießen Astronauten künftig wieder selbst ins All
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Staatssekretärin Katrin Suder gestern beim „Celler Trialog“ 
mit Veranstaltungs-Initiator Henning Otte.

Träger-
rakete:
SpaceX 
„Falcon 9“

Träger-
rakete:
ULA
„Atlas V“

Kapsel für
maximal 
sieben
Astronauten

Service-Modul:
Steuerung/Energie-
versorgung

Die US-Raumfahrtagentur Nasa beauftragt die Unternehmen SpaceX und Boeing mit dem Bau
von Raumfahrzeugen für den Transport von Astronauten zur Internationalen Raumstation ISS. 

Neue bemannte Raumschiffe für die Nasa
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Beide Kapseln sollen nach dem Wiedereintritt in die Erdatmosphäre
an Fallschirmen im Meer landen und wiederverwendet werden.

SpaceX „Dragon V2“ Boeing „CST-100“ 

BeisTand erBeTen

Die Ukraine-Krise und die 
Rolle Russlands bei den 
Kämpfen im Donbass 
verunsichern 
vor allem 
einstige 
Sowjetrepu-
bliken wie 
die baltische 
Republik 
Lettland. So 
warb die 
lettische 
Botschafte-
rin Elita 
Kuzma 
gestern anlässlich des „Celler 
Dialogs“ beim abendlichen 
Dinner im Rittersaal des Celler 
Schlosses vor den versam-
melten Vertretern von Politik, 
Militär und Wehrwirtschaft für 
eine stärkere sicherheitspoliti-
sche Vernetzung innerhalb der 
Nato.
  Gegen die Veranstaltung 
protestierte hingegen ein 
„Bündnis gegen Trialog, 
Militarismus und Krieg“. Die 
Veranstaltung diene der 
gezielten Beeinflussung der 
öffentlichen Meinung für 
Rüstung und Kriege. Deutsch-
land verkaufe mehr Waffen 
und Rüstungsgüter in alle Welt 
als jedes andere EU-Land.
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In Podiumsgesprä-
chen, Diskussionen 
und informellen 
Runden tauschen 
sich annähernd 200 
Teilnehmer beim 
„Celler Trialog“ 
gestern und heute 
über neue Aufgaben 
für die Bundeswehr 
aus – und über 
Möglichkeiten und 
Notwendigkeiten, 
die der Erfüllung 
dieser Aufgaben 
dienen. 

Botschafterin  
Elita Kuzma

Brücken bauen beim Trialog
Neue Verteidigungs-Staatssekretärin spricht in Celle vor Militärs, Politikern und Wirtschaft

Sabine Seifert 
verteilte gestern 
Flugblätter gegen 
den „Celler Trialog“.
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